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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


een Nr 60 me 


(Nr. 4557.) Statut des Soldiner Entwaͤſſerungsverbandes. Vom 13. Oktober 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen w. dc. f f 

verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Sammlung 

vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


F. 1. 


Unter der Benennung: „Soldiner Entwaͤſſerungsverband“ wird eine Ge⸗ 


noſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet, welche die Ausfuͤhrung und Un: ? 


terhaltung von Entwaͤſſerungsanlagen zum Zweck hat. Der Verband hat fei- 
nen Gerichtsſtand bei dem Kreisgericht zu Soldin. Genoſſen des Verbandes 
ſind alle Gemeinden, Gutsherrſchaften und andere Grundbeſitzer, welche Vor⸗ 
theil haben von den Anlagen deſſelben. 


H. 2. 
Zweck des Verbandes iſt: 

a) den Mietzelfluß oberhalb der kleinen Mietzelmuͤhle und die im Seiten⸗ 
thale deſſelben gelegenen Seen, naͤmlich den kleinen und den langen 
Lentzſee, ferner den Soldiner See und die in dieſen abwaͤſſernden Seen 
bis hinauf zum Dobberphul⸗Schildberger See, bis zum Klopp⸗See, zum 
A zum Haus⸗See bei Adamsdorf und zum Flietz⸗See bei 
Rehnitz, ö 

b) den Ziethen⸗See bei Hohenziethen, 

c) die Seen zwiſchen Chursdorf, Deetz und Dieckow, 

d) den Rockin⸗See 

um mehrere Fuß gegen den bisherigen gewoͤhnlichen Waſſerſpiegel, und ſoweit 
es zur Vorfluth für die anliegenden Grundſtuͤcke erforderlich oder zur Abtrock⸗ 
nung von flachem Seegrund nutzbringend iſt, zu ſenken. 

Jahrgang 1856. (Nr. 4557.) 12⁴ Nach 


Ausgegeben zu Berlin den 19. November 1856. 


Bildung und 
weck des Ver⸗ 
andes. 
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Nach dem von dem Waſſerbau-Inſpektor Beuck im September und 
Oktober 1855. entworfenen Meliorationsplane, fo wie derſelbe bei der Super— 
reviſion genehmigt iſt, hat der Verband die erforderlichen Anlagen auszufuͤh⸗ 
ren und zu unterhalten. i 

Abaͤnderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der Ausführung 
nothwendig erſcheinen, duͤrfen mit Genehmigung des Miniſteriums fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Diejenigen Grundſtuͤcke, welche bei der Vorfluth fir das Mietzelthal 
und für die unter a. genannten Seen betheiligt find, werden für die erſte An— 
lage als eine gemeinſchaftliche Beitragsgruppe (Hauptgruppe) betrachtet. 

Die erſten Anlagekoſten, welche erforderlich ſind zur Vorfluth der unter 
b. c. d. genannten Seen, ſind von den dabei Betheiligten beſonders zu tragen, 
ſoweit es jede dieſer drei Nebengruppen betrifft. 

Fuͤr die demnaͤchſtige Unterhaltung der Anlagen hoͤrt die Trennung nach 
Meliorationsgruppen auf. Die gemeinſchaftliche Unterhaltung durch den Ver— 
band ſoll ſich nach planmaͤßiger Ausführung der Anlagen auch auf den Gra- 
benzug ausdehnen, durch welchen der Bandin⸗See mit dem Lippehner Wendel⸗ 
See in Verbindung ſteht. n 


H. 35 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und uͤber die Grund⸗ 
ſtuͤcke des Verbandes ift ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu fuͤh— 
ren und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 

Die darin vorkommenden Veränderungen werden dem Vorſtande bei der 
jahrlichen Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


H. 4. 


Jeder Grundbeſitzer der zum Verbande gehoͤrigen Ortſchaften hat das 
Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Haupt⸗ 
abwaͤſſerungszuͤge des Verbandes zu verlangen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben iſt Sache der dabei 
beſonders Betheiligten. Iſt die Zuleitung nur durch Zuſammenwirken mehrerer 
Grundbeſitzer ausfuͤhrbar, fo hat der Verband dieſelbe zu vermitteln und noͤ⸗ 
thigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzufuͤhren, nachdem 
der Plan dazu vom Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
nach Anhoͤrung der Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. 

Der Verband übernimmt ferner die Vermittelung für unterirdiſche Ent: 
waͤſſerungen, welche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer aus⸗ 
führbar find. Der Verband hat die in dieſem Paragraphen genannten Neben⸗ 
anlagen durch ſeine Organe zu beaufſichtigen und, ſoweit erforderlich, in regel⸗ 
maͤßige Schau zu nehmen. i 


H. 5. 


Innerhalb des geſammten planmaͤßigen Entwaͤſſerungsgebiets 15 das 
aſſer 
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Waſſer der Seen und Hauptabzugsgraͤben nur, unbeſchadet des im Meliora⸗ 
tionsplane vorgeſehenen Entwaͤſſerungszwecks, zeitweiſe aufgeſtaut oder abgelei⸗ 
tet werden. Der Verband uͤbt die Kontrole hieruͤber aus. Er hat in Streit⸗ 
faͤllen zu entſcheiden und ſeine Entſcheidung in Vollzug zu ſetzen, vorbehaltlich 
der Beſchwerde an die Regierung zu Frankfurt. 


H. 6. 


Bei dem bereits erfolgten Eingehen der Muͤhlenſtaue der Glaſower exbropria⸗ 
Muͤhle, der Lippehner Malzmühle und der Adamsdorfer Mühle bewendet es. kionsrecht. 
Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 

plans erforderlich iſt: 
a) die Aufhebung oder Veraͤnderung anderer Muͤhlenſtauwerke, und 
b) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, die Einraͤumung 
einer Servitut oder die voruͤbergehende Benutzung von Grundſtuͤcken 
gegen Entſchaͤdigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. Novem⸗ 
ber 1811. (Geſetz⸗Sammlung von 1811. S. 352.) zu verlangen. 

Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Bo⸗ 
den zur Regulirung der Entwaͤſſerungszuͤge unentgeltlich herzugeben, wogegen 
ihnen die Benutzung der Böfchungen verbleibt und das etwa verlaſſene Fluß⸗ 
bett innerhalb ihrer Grenzen zufällt. f a 

Sollte aus dieſer Beſtimmung in einzelnen Faͤllen wegen geringer Be⸗ 
theiligung an den Vortheilen der Melioration eine offenbare Haͤrte hervorgehen, 
ſo iſt eine billige Entſchaͤdigung zu gewaͤhren, woruͤber im Mangel der Eini⸗ 
an 2 ſchiedsrichterliches Verfahren nach dem genannten Geſetze 

attfindet. 


H. 


Die beſtehenden Bruͤcken auf den Entwaͤſſerungszuͤgen find, nachdem fie Brücken. 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen im normalmaͤßigen 
Zuſtande zu erhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. 


H. 8. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhaͤltniß ihrer Beitragspflicht Kataſter. 
zur erſten Anlage ſind durch das Anlagekataſter feſtzuſtellen, welches der Re⸗ 
gierungsfommiffarius entwirft. Das Verhaͤltniß des Vortheils an der Melio⸗ 
ration bildet den Maaßſtab dabei. g 

Die Beitraͤge zur Unterhaltung der Anlagen ſind durch das vom Re⸗ 
gierungskommiſſarius aufzuſtellende Unterhaltungskataſter feſtzuſtellen und darin 
auf die Gemeinden, Gutsherrſchaften und andere Grundbeſitzer der betheiligten 
Ortſchaften mit Beruͤckſichtigung des Verhaͤltniſſes der Anlagebeitraͤge und der 
bisherigen Unterhaltungslaſt und moͤglichſt in Uebereinſtimmung mit dem bis⸗ 
herigen Beitragsfuß bei Unterhaltung der Graͤben zu repartiren. 

(Ir. 4557.) 124 Der 
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Der Entwurf diefer Kataſter ift bei dem Landrathsamte zu Soldin und 
extraktlich bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, auch den Gütern, welche 
einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktlich mitzutheilen; zugleich iſt 
im Amtsblatt der Regierung zu Frankfurt und ruͤckſichtlich der Ortſchaften des 
Pyritzer Kreiſes im Pyritzer Kreisblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu 
machen, innerhalb welcher beim Kommiſſarius Beſchwerde erhoben werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der bei der Beſchwerde 
beſonders Betheiligten zu unterſuchen. Wird eine Einigung erreicht, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden. 1 

Anderenfalls findet ſchiedsrichterliche Entſcheidung ſtatt nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. Das ſchiedsrichterliche Wer: 
fahren kann bis zur Ausfuͤhrung der Anlagen ausgeſetzt werden. N 

Nach erfolgter Feſtſtellung werden die Kataſter von der Regierung zu 
Frankfurt ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 

Bis zur Feſtſtellung der Kataſter verfügt die Regierung zu Frankfurt 
nach Anhörung des Vorſtandes uͤber das interimiſtiſche Beitragsverhaͤltniß, 
welches, vorbehaltlich der Ausgleichung, der Einziehung von Beitraͤgen zum 
Grunde zu legen iſt. i 


H. 9. 


ö Nach dem Anlagekataſter ſind diejenigen Koſten aufzubringen, welche zur 
erſten planmaͤßigen Ausfuͤhrung der Melioration erforderlich ſind, und reſp. die 
Schulden zu verzinſen und zu tilgen, welche zu dieſem Behufe Fontrahirt wer⸗ 
den. Die Generalkoſten kommen dabei nach Verhaͤltniß der betheiligten Flaͤchen 
in den verſchiedenen Meliorationsgruppen zum Anſatz. Nach dem Unterhal⸗ 
tungskataſter find die Koſten der Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
des Verbandes vom Zeitpunkte der erfolgten vollſtaͤndigen Ausführung ab, und 
955 Koſten der Verwaltung des Verbandes von demſelben Zeitpunkte ab, zu 
eſtreiten. i 


F. 10. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beitraͤge fuͤr die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unabloͤslich auf den verpflichteten Grundſtuͤcken und 
Gemeinden. 

Die Beiträge find auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admini⸗ 
ſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor⸗ 
ſtaͤnde die Einziehung und Abfuͤhrung zur Kaſſe des Verbandes. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtuͤcke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Verpflichteten. 


$ 11. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Hauptentwaͤſſerungszuͤgen 
muͤſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Boͤſchung ab gerechnet, unbeadert und 
mit dem Weidevieh verſchont bleiben. Auch Bäume und Hecken dürfen auf 
dieſer Fläche nicht geduldet werden. Bei der Raͤumung muͤſſen die Eigenthuͤ⸗ 
mer der angrenzenden Grundſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen da⸗ 
gegen zufaͤllt, aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Raͤumung — wenn 
aber die Raͤumung vor der Erndte geſchieht, binnen vier Wochen nach der 


Beſchränkun⸗ 
gen der Adja⸗ 
zenten. 


Erndte — bis auf Eine Ruthe Entfernung von dem Borde wegſchaffen. Aus 


beſonderen Gruͤnden kann der Direktor dieſe Friſt abaͤndern. Ausnahmen von 
den Beſtimmungen dieſes Paragraphen koͤnnen in einzelnen Faͤllen vom Vor⸗ 
ſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet werden. 


§. 12. 


Der Verband ſteht unter der Aufſicht der Regierung zu Frankfurt als 
Landespolizeibehoͤrde und in höherer Inſtanz des Miniſteriums für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß 
die Beſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und 
erhalten und die etwaigen Schulden regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zulaͤſſig und einge⸗ 
ſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 

Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhoͤrung des Vorſtandes eine Geſchaͤftsanweiſung 
fuͤr den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. Maͤrz 
1850. uͤber die Polizeiverwaltung die noͤthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen 
1 Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden 

nlagen. 


H. 13. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus: 
- halt8- Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo laßt die Regie⸗ 
rung nach Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amts⸗ 
wegen bewirken oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfuͤgt die 
Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem 
Borſtande innerhalb zehn Tagen die Berufung an das Miniſterium fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


H. 14. * 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
(Nr. 4557.) bandes 


Aufſichtsrecht 
der Staatsbe⸗ 
hörde. 
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bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden und 
etwaige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


§. 15. 


a des Die Repraͤſentation des Verbandes wird durch einen Vorſtand gebildet, 
ade welcher aus dem Schaudirektor als Vorſitzenden und aus zehn Repraͤſentanten 
der Verbandsgenoſſen beſteht. i 
In der Regel ſoll der jedesmalige Landrath des Soldiner Kreiſes zu⸗ 
gleich Schaudirektor und der amtliche Vertreter des Landrathes deſſen Stell— 
vertreter beim Verbande ſein; jedoch bleibt es der Regierung zu Frankfurt un⸗ 
benommen, zeitweiſe einen anderen Schaudirektor oder Vertreter deſſelben zu 
ernennen. f 8 
Die Repraͤſentanten werden durch abſolute Stimmenmehrheit in Wahl- 
verſammlungen gewaͤhlt, an welchen die Vorſteher der Gemeinden und die Be— 
ſitzer der Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden — und zwar 
die letzteren entweder perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte, reſp. ihre geſetzlichen 
Vertreter — Theil nehmen. 
Die Betheiligung an der Melioration mit einer Flaͤche bis zu fuͤnfhun⸗ 
dert Morgen giebt Eine Stimme, mit mehr als fuͤnfhundert Morgen giebt 
zwei, mit mehr als funfzehnhundert Morgen giebt drei, mit mehr als zwei⸗ 
tauſend fuͤnfhundert Morgen giebt vier Stimmen, und ſo fort. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 
Es treten hiernach zu Wahlverſammlungen zuſammen: 


a) die Betheiligten der Haupt» Meliorationsgruppe ($. 2. Litt. a.), Behufs 
der Wahl von vier Repraͤſentanten; ; 

bp) die Betheiligten der Meliorationsgruppe des Ziethen-Sees (Litt.b. g. a. O.), 
desgleichen von zwei Repraͤſentanten; 

c) die Betheiligten der Meliorationsgruppe zwiſchen Chursdorf, Deetz und 
Dieckow (Litt. c. a. a. O.), desgleichen von zwei Repraͤſentantenz 

d) die Betheiligten der Meliorationsgruppe des Rockin-Sees (Litt. d. a. a. O.), 
desgleichen von zwei Repraͤſentanten. 5 


Fuͤr jeden Repraͤſentanten wird zugleich ein Stellvertreter gewaͤhlt. 

Die Wahl gilt fuͤr ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus 
und wird durch Neuwahl erſetzt. i 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. 
Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 

Die Regierung zu Frankfurt ernennt die Wahlkommiſſarien und ſtellt 
die Wahlliſte feſt. Bei ſpaͤter etwa hervortretendem Beduͤrfniß kann auf An⸗ 
trag des Vorſtandes der Wahlmodus von der Regierung zu Frankfurt unter 
Genehmigung des Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
anderweit regulirt werden. Die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande 
ſelbſt zu. Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der 
Verpflichtung zur Annahme der Wahl, die Vorſchriften uͤber Gemeindewahlen 
analogiſche Anwendung. 0 

ie 
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Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und treten fuͤr ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 
E Nach näherer Beſtimmung des $. 16. nehmen in außerordentlichen Faͤl⸗ 

len die Stellvertreter an den Beſchluͤſſen des Vorſtandes neben den Repraͤſen⸗ 
tanten mit Stimmrecht Theil. 


H. 16. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchlie— 
ßen, ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) uͤberwieſen find, ins⸗ 
beſondere: 

a) über die zur Erfüllung der Sozietaͤtszwecke nothwendigen und nuͤtzlichen 
Einrichtungen und uͤber die Bauanſchlaͤge; 

b) uͤber den Jahres-Etat und die erforderlichen gewoͤhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Sahresrech- 
nungen; 

c) uͤber etwaige Anleihen; 

d) über Verträge (ſiehe jedoch $. 24.); 

e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtuͤcke oder des ſon⸗ 
ſtigen Vermoͤgens des Verbandes; 

) uͤber die Annahme des Rendanten und die erforderlichen Unterbeamten; 

g) uͤber die Geſchaͤftsanweiſungen; 

h) uͤber die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 


In der Regel werden die Beſchluͤſſe vom Plenum des Vorſtandes ge⸗ 
faßt. Betrifft der Gegenſtand des Beſchluſſes aber nur Einen Wahlbezirk, ſo 
nehmen am Beſchluſſe nur die Repraͤſentanten dieſes Bezirks und der Vor⸗ 
ſitzende Theil. Fuͤr ſolche Faͤlle ſind die Stellvertreter mit ſelbſtſtaͤndigem 
Stimmrechte einzuberufen, ſo oft es der Vorſitzende fuͤr zweckmaͤßig erachtet 
oder die Haͤlfte der Repraͤſentanten des betheiligten Bezirks es vorher ver— 
langt. — Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Vorſtandes erfolgt durch den 
Vorſitzenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausfuͤhrung der Be⸗ 
ſchluͤſſe ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchluͤſſe des Vorſtandes, welche 
der Vorſitzende fuͤr geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat 
derſelbe zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 

5 Imgleichen hat die Regierung zu entſcheiden, wenn daruͤber eine Ver⸗ 
einigung im Vorſtande nicht hat erreicht werden koͤnnen, ob ein Beſchluß vom 
Plenum oder von der Abtheilung des Wahlbezirks zu faſſen iſt. Geſtatten es 
die Umſtaͤnde, fo iſt zuvor in der naͤchſten Verſammlung des Vorſtandes noch- 
mals eine Verſtaͤndigung zu verſuchen. 


§. 17. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
(Nr. 4557.) b) zu 
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b) zu Anleihen; a 
c) zur Veräußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes. 


$. 18. 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens einmal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammenberu— 
fung wird vom Vorſtande ein- fuͤr allemal feſtgeſetzt. Die Zuſammenberufung 
erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Verhandlung; mit Ausnahme drin— 
gender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtattfinden. 


§. 19. 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit ge— 
faßt. Jedes Mitglied hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit ent= 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Der Vorſtand kann nur beſchließen: 

a) in allgemeinen Angelegenheiten, wenn mehr als die Hälfte feiner Mitglie— 

der mit Einſchluß des Vorſitzenden, 

b) in Angelegenheiten einzelner Wahlbezirke, wenn außer dem Vorſitzenden 

zwei Repraͤſentanten des Wahlbezirks oder deren Stellvertreter zugegen find. 

Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 

Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in 
genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenbe— 
rufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. f 


H. 20. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Verbandes darf der— 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Huͤlfe der Stellver⸗ 
treter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat der Vor: 
ſitzende oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die 
Regierung fuͤr die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 
noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr denſelben zu beſtellen. 


H. 21. 


Die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge— 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. ; 
Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern un 
terzeichnet. 
ar §. 22. 
Direktor des Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und hand» 


Verbandes. habt die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden Da: zu 
eauf⸗ 


beaufſichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch 
ein anderes Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen; jedes Mitglied des letz⸗ 
teren iſt verbunden, Auftraͤge des Vorſitzenden zu uͤbernehmen. Der Vorſitzende 
hat insbeſondere: a 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Vertraͤ⸗ 
gen und Schuldurkunden iſt eine nach H. 21. zu vollziehende Urkunde 
oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſiehe jedoch H. 24.); 

b) die Einnahmen und die Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen zu uͤberwachen; 

c) die Sozietaͤtsbeitraͤge nach dem Etat und den Beſchluͤſſen des Vorſtan⸗ 
des auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 

d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausfuͤhrung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. N 


H. 23. 


Alljaͤhrlich im Fruͤhjahr — vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes — findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Die⸗ 
ſelbe erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. 
Der Direktor haͤlt die Schau mit Zuziehung von zwei Repraͤſentanten als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande 
fuͤr die verſchiedenen Diſtrikte beſtimmt werden. 


Ueber den Befund und die Beſchluͤſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. Die Schau wird oͤffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen koͤnne. So oft es erforderlich iſt, ſoll in glei⸗ 
cher Weiſe im September eine Nachſchau abgehalten werden. 


H. 24. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen ordnet der Schau⸗ 
Direktor nach dem Befund der Schauen, in dringenden Faͤllen auch ſonſt nach 
eigenem Ermeſſen an und holt nur in zweifelhaften Faͤllen — oder wenn er 
mit den Miturtheilern nicht uͤbereinſtimmt — den Beſchluß des Vorſtandes 
ein. Ob die Ausfuͤhrung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahms⸗ 
weiſe auch durch ein Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, 
oder durch Entrepriſe zu geſchehen hat, daruͤber ſetzt der Vorſtand gewiſſe 
Grundſaͤtze feſt, unbeſchadet deren in dringenden Faͤllen der Direktor nach eige⸗ 
nem Ermeſſen verfaͤhrt. Zu Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anla⸗ 
gen bedarf der Direktor einer Vollmacht nicht. ; 


Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anla- 
gen betrifft, fo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
Betheiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
noͤthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 
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\ H. 25. 


Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausfuͤhrung der die 
Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. 

Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis zur 
Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, noͤthigenfalls ihnen auch die Aus— 


uͤbung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


$. 26. 


Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe — bis zu fuͤnf Thaler Geldbuße oder drei Tage 
Gefaͤngniß — vorlaͤufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. Die 
vom Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zur Sozietaͤtskaſſe. 


$. 27. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes ruͤck— 
ſichtlich ihrer normalmaͤßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſach⸗ 
verſtaͤndigen, ſo oft es erforderlich, zu revidiren. Bei neuen Anlagen und 
größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor durch einen ſolchen Bauſach⸗ 
verftändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Ausführung inſpiziren und 
abnehmen zu laſſen. 


§. 28. N 


Zur Führung der Kaſſengeſchaͤfte engagirt der Vorſtand einen Rendan⸗ 
ten, welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Ver⸗ 
ſammlung des Vorſtandes verpflichtet wird. 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnah⸗ 
men und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrech— 
nung pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. Maͤrz dem Vorſitzenden zu uͤbergeben, 
welcher dieſelbe durch einen Rechnungsverſtaͤndigen und außerdem ſelbſt und 
durch ein vom Vorſtande alljaͤhrlich hiefuͤr zu bezeichnendes Mitglied der Vor⸗ 
prüfung unterwirft. Behufs Vorlegung in der ordentlichen Jahres verſamm⸗ 
lung des Vorſtandes und vierzehn Tage vor derſelben find Etat und Jahres⸗ 
rechnung im landraͤthlichen Bureau zu Soldin zur Einſicht jedes Mitgliedes 
des Verbandes offen zu legen. 


H. 29. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden 1 


es 


poſten. Für die Schauen erhalten diefelben eine Fuhrkoſtenentſchaͤdigung von 
zwei Thalern pro Tag und Perſon. Dem Direktor iſt außerdem eine Entſchaͤdi⸗ 
gung fuͤr Buͤreauaufwand zu gewaͤhren, welche die Regierung zu Frankfurt auf 
Anhoͤren des Vorſtandes feſtſetzt. 


H. 30. 


Die erſte Ausfuͤhrung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
Kommiſſarius mit Huͤlfe des ihm zugeordneten Baubeamten. Der Vorſtand, 
und bis zu deſſen Konſtituirung der gewaͤhlte interimiſtiſche Geſellſchaftsvorſtand, 
unterſtuͤtzen ihn dabei und nehmen die Rechte des Verbandes wahr. Fuͤr die 
laufenden Geſchaͤfte waͤhrend der Bauzeit iſt von dem Vorſtande ein Ausſchuß 
zu waͤhlen und mit Vollmacht zu verſehen. Ein Baubeamter der Regierung 
revidirt die Ausfuͤhrung der Anlagen. 

Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
Kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes uͤbergeben mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgefuͤhrten Anlagen und der Inventarienſtuͤcke. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen moͤchten, werden von der Regierung zu 
Frankfurt, in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 

Die Baurechnung wird nach Anhoͤren des Vorſtandes demnaͤchſt von 
der Regierung dechargirt. 

Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Baubeamten 
waͤhrend der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 


§. 31. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Oktober 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


: Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten]: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 45574558.) 5 125 (Nr. 4558.) 


Vorüberge⸗ 


hende Beftim: 


mungen. 


Allgemeine 
Beftimmung,, 


— 956 — 


(Fr. 4358.) Statut für den Verband zur Regulirung der unteren Ehle im Regierungsbezirk 
Magdeburg. Vom 13. Oktober 1856. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen, Behufs Verbeſſerung der Vorfluth im Ehlethal des I. Jerichow⸗ 

ſchen Kreiſes, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. 


des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz- Sammlung vom Jahre 1853. 
S. 182.), was folgt: 


§. 55 


Um die im Flußgebiete der Ehle im I. Jerichowſchen Kreiſe von dem 
ſogenannten Gerſtenberge unterhalb der neuen Muͤhle bis zum Biederitzer See 
belegenen Grundſtuͤcke gegen unzeitige Ueberſchwemmungen der Ehle Ex ſchuͤtzen 
und beſſer zu entwaͤſſern, werden die Eigenthuͤmer dieſer Grundſtuͤcke zu einer 
Genoſſenſchaft unter dem Namen: 


„Verband zur Regulirung der unteren Ehle“ 
vereinigt. Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Koͤniglichen Stadt⸗ 
und Kreisgericht in Magdeburg. 8 

§. 2. 


Dem Verbande liegt ob, nach dem von dem Waſſerbau⸗Inſpektor Hirſch⸗ 
berg unterm 1. Juli 1855. entworfenen Meliorationsplane, ſo wie derſelbe bei 


der hoͤheren Pruͤfung feſtgeſtellt iſt: 


1) die Ehle vom Gerſtenberg bis zum Biederitzer See unterhalb der Frie⸗ 
drich⸗Wilhelmsbruͤcke durch Herſtellung eines regelmäßigen und ausrei⸗ 
chenden Profils, unter gleichmaͤßiger Vertheilung des Gefaͤlles und Durch— 
ſtechung der ſchaͤdlichſten Kruͤmmungen, zu reguliren; 

2) zur Verhütung des Austretens der Ehle während der Vegetgationsperiode 
Sommerdaͤmme mit den erforderlichen Durchlaͤſſen herzuſtellen, und zwar: 

a) auf dem linken Ufer vom Gerſtenberg bis zu dem Polderdeich bei 

Guͤbs, ſowie durch einige Schlenken oberhalb des Gerſtenbergs, 

b) auf De rechten Ufer von dem Forſthauſe Clus abwärts 260 
uthen. 


H. 3. 


Die Koſten der Herſtellung der Anlagen werden von den Genoſſen des 
Verbandes durch Geldbeiträge nach Verhaͤltniß des durch die Melioration ab⸗ 
zuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils nach Maaßgabe der 
Kataſter aufgebracht, und zwar: 


1) die 


„ 


1) die Koſten der Flußregulirung von allen betheiligten Grundbeſitzern, 

2) die Koſten, welche nach erfolgter Ablagerung des Erdauswurfes noch 
durch die a der Dammanlagen erwachſen, von den Beſitzern 
der im Schutz des betreffenden Dammes liegenden Grundſtuͤcke. 


Nach erfolgter Ausfuͤhrung der Regulirung verbleibt die ſpaͤtere Un⸗ 
terhaltung und Raͤumung des Fluſſes, ebenſo wie die Unterhaltung der vor⸗ 
handenen Bruͤcken und abzupflaſternden Durchfuhrten, den bisher Verpflichteten. 
Die Unterhaltung der neuen Durchſtiche wird, wenn keine andere Einigung er⸗ 
folgt, im Wege des ſchiedsrichterlichen Verfahrens (. 23. ff. des Geſetzes 
vom 15. November 1811.) unter die Adjazenten der eingehenden alten Fluß⸗ 
ſtrecken vertheilt. | 

Die Unterhaltung der Dammanlagen erfolgt auf gemeinſchaftliche Koſten 
derſelben Grundbeſitzer, welche die erſte Herſtellung bewirkt haben, ſo lange 
nicht bei der Regulirung des Deichweſens fuͤr das rechte Elbufer oberhalb 
Magdeburg etwas Anderes feſtgeſetzt iſt. 


§. 4. 
Der Verband iſt befugt: f 


1) die Abtretung des zum neuen Flußbette und zu den Daͤmmen oder zur 
Unterbringung der Erde erforderlichen Terrains, 
2) die Entnahme der Baumaterialien an Sand, Lehm, Raſen ıc., N 
3) die Abtretung der durch Verlegung des Flußbettes ganz oder theilweiſe 
auf das andere Ufer kommenden Grundſtüuͤcke, ſofern deren Eigenthuͤmer 
oder ſonſtige Nutzungsberechtigte nicht auf Entſchaͤdigung fuͤr die ihnen 
erwachſende Wirthſchaftserſchwerung verzichten, 
gegen Entſchaͤdigung in Anſpruch zu nehmen. 
N Die Feſtſtellung der Entſchaͤdigung erfolgt im Wege des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Vorfluthedikts vom 
15. November 1811. $$. 21. ff. a 
Die Abraͤumung der Baͤume und der Straͤucher innerhalb ſechs Fuß 
von dem jetzigen Uferrande muß jeder Grundbeſitzer unentgeltlich geſtatten. 


H. 5. 


Zur Feſtſtellung der betheiligten Grundſtuͤcke und des Beitragsverhaͤlt⸗ 
niſſes derſelben ſind Kataſter anzufertigen, in welchen die Grundſtuͤcke nach 
Maaßgabe des ihnen durch die Melioration erwachſenden Vortheils und je 
nachdem ſie nur von der Korrektion der Ehle oder aber auch von der Ein⸗ 
daͤmmung beruͤhrt werden, in fuͤnf Klaſſen zu theilen ſind, von denen der 
Morgen: 

a) Acker zu Einem Theil, 
b) Wieſe zu einem halben Theil, 5 
(Nr. 4558.) c) ſoweit 
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ch) ſoweit Acker und Wieſe durch Erdaufwuͤrfe ungenügend gefchüßt find, 

zu einem Drittheil, g 

d) der dem Elbruͤckſtau ausgeſetzten Grundſtuͤcke zu einem Viertheil, 

e) der durch ihre beſondere Lage geringen Vortheil von der Regulirung 
genießenden Grundſtuͤcke zu einem Achttheil 
heranzuziehen iſt. i N 

Nach dieſen Grundſaͤtzen find die Kataſter bereits von dem Regulirungs— 
Kommiſſarius entworfen und koͤnnen danach ſogleich Beitraͤge ausgeſchrieben 
werden, vorbehaltlich ſpaͤterer Ausgleichung. 

Behufs der definitiven Feſtſtellung der Kataſter find dieſelben den Vor— 
ſtaͤnden der betheiligten Gemeinden, ſowie den Beſitzern der Ritterguͤter, Ver⸗ 
tretern der fiskaliſchen Stationen und Stiftungen extraktweiſe mitzutheilen und 
iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, inner⸗ 
halb welcher die Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden 
und dem Regulirungskommiſſar eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem 
letzteren angebracht werden koͤnnen. Die eingehenden Beſchwerden, welche 
auch gegen die vorſtehend angegebenen Grundſaͤtze der Klaſſenſtellung gerichtet 
werden koͤnnen, ſind im Wege des ſchiedsrichterlichen Verfahrens nach Maaß⸗ 
gabe En angezogenen Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811, 
u erledigen. f 
X Den Schiedsrichtern wird erforderlichenfalls ein vereidigter Feldmeſſer 
oder ein Waſſerbau-Sachverſtaͤndiger beigeordnet. 

Dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 
9 Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerde— 
fuͤhrer. g 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Kataſter ſind dieſelben von der Regierung 
auszufertigen und dem Vorſtande des Verbandes zuzuſenden. Auf Grund der 
Kataſter werden die Heberollen aufgeftellt. 


H. 6. 


An der Spitze des Verbandes ſteht der Direktor. Derſelbe fuͤhrt die 
Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Beſchluͤſſen des 
Vorſtandes und vertritt den Verband in allen Angelegenheiten, auch dritten 
Perſonen und Behörden gegenüber, in und außer Gericht, wenn es noͤthig 
werden ſollte. Er hat insbeſondere: 


a) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Saͤu⸗ 
migen event. durch adminiſtrative Exekution einzuziehen, die Zahlungen 
auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

b) den Schriftwechſel fuͤr den Verband zu fuͤhren und die Urkunden deſſel⸗ 
ben zu unterzeichnen. 


Zeitiger Direktor iſt der Beſitzer des Ritterguts Koͤnigsborn, der Lan⸗ 
des⸗Oekonomierath Nathuſius. Der Regierung bleibt es uͤberlaſſen, bei etwai⸗ 
ger Vakanz nach Anhoͤrung des Vorſtandes einen anderen Direktor zu er⸗ 
nennen. 

Der 


Der Direktor bekleidet ein Ehrenamt. In Abweſenheit und fonftigen 
Behinderungsfaͤllen des Direktors hat derſelbe ſeine Vertretung zu beſtimmen. 


. 


f Der Vorſtand des Verbandes beſteht außer dem Direktor als Vor⸗ 
ſitzenden aus ſechs Deputirten der hauptbetheiligten Grundbeſitzer: 


10 1 7 Vertreter der Kloſterſtiftung Berge und des Kloſters Unſer-Lieben⸗ 
Frauen, 

2) dem Beſitzer des Ritterguts Koͤnigsborn, 

2 dem Ortsvorſteher zu Menz, 


: - = Dechau, 
55 * 5 „Guͤbs, 
6) = 5 Ploͤtsky. 


Der Deputirte und deſſen Stellvertreter ad 1. werden von dem Vor⸗ 
ſtande der Kloſter Bergeſchen Stiftung ernannt. 

Der Beſitzer des Ritterguts und die Ortsvorſteher ad 2 — 6. ernennen 
jeder fuͤr ſich einen Stellvertreter. 
ü Der Vorſtand hat unter dem Vorſitze des Direktors nach Stimmen⸗ 
mehrheit verbindende Beſchluͤſſe fuͤr den Verband zu faſſen, den Direktor in 
ſeiner e s zu unterſtuͤtzen und das Beſte des Verbandes überall, 
wahrzunehmen. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Ein Deputirter kann zugleich Direktor des Verbandes fein (vergl. H. b.). 


H. 8. 


Die Aufſicht uͤber die kuͤnftige Unterhaltung des Fluſſes und der Damm⸗ 
Anlagen wird von den ordentlichen Verwaltungsbehörden geführt nach Maaß⸗ 
gabe eines von der Regierung in Magdeburg zu erlaſſenden polizeilichen Res 
glements. N 


H. 


Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſetzten Reguli⸗ 
rungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter der Kontrole des 
Vorſtandes und feiner Mitglieder einer beſonderen „Baukommiſſion“ uͤbertra⸗ 
gen, welche aus i . f ö 

a) dem Koͤniglichen Regierungskommiſſarius, 
b) dem Waſſerbautechniker des Bezirks, 
c) dem Direktor des Verbandes, 
d) zweien Vorſtandsmitgliedern 
beſteht. Die Letzteren werden von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte gewaͤhlt. 
(Nr, 4558.) Die 
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Die Kommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. Sie be⸗ 
ſorgt insbeſondere auch die Erwerbung der Grundſtuͤcke, deren Ankauf zur Aus⸗ 
fuͤhrung des feſtgeſetzten Meliorationsplanes nothwendig iſt; ſie iſt verpflichtet, 
im Intereſſe des Verbandes auf moͤglichſte Koſtenerſparung Bedacht zu neh⸗ 
men und uͤberhaupt Alles anzuordnen und zu veranlaſſen, was ihr zum Nutzen 
des Verbandes zweckdienlich ſcheint. 

Die Vertraͤge, welche die Baukommiſſion abſchließt, ſind von allen fuͤnf 
Kommiſſionsmitgliedern zu unterſchreiben. 

Vertraͤge bei Gegenſtaͤnden uͤber fuͤnfhundert Thaler beduͤrfen zu ihrer 
Guͤltigkeit der Genehmigung des Vorſtandes. 


H. 1 0. 


Wenn die Meliorationsanlagen ausgefuͤhrt ſind und die fuͤr das Unter⸗ 
nehmen erforderlichen Koſten durch die Betheiligten aufgebracht und berichtigt 
ſind, hoͤrt die Genoſſenſchaft auf. 

Der Zeitpunkt der Auflöfung der Genoſſenſchaft wird durch die Regie⸗ 
rung in Magdeburg feſtgeſetzt. 

Abaͤnderungen des Statutes koͤnnen nur mit landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung vorgenommen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Oktober 1856. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 


Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
; (Rudolph Decker.) 


